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Wissenschaftspreise: Preisgelder dürfen nicht reflexartig als Arbeitslohn eingestuft werden

Wer ein Preisgeld erhält, sollte zeitnah die Frage nach der Steuerpflicht klären lassen, denn ist das 
Geld erst einmal ausgegeben und fordert das Finanzamt dann später seinen (Steuer-)Anteil ein, 
steht der Preisträger ärmer da als zuvor. Ob ein Steuerzugriff erfolgt, richtet sich nach der Art des 
Preisgelds: Es bleibt steuerfrei, wenn der zugrunde liegende Preis ein Lebenswerk oder Gesamt-
schaffen würdigt, die Persönlichkeit des Preisträgers ehrt, eine persönliche Grundhaltung auszeich-
net oder eine Vorbildfunktion herausstellt. Hierunter fallen beispielsweise Nobelpreise.
Steuerpflichtig sind demgegenüber Preisgelder, die in einem wirtschaftlichen Zusammenhang mit 
der Tätigkeit der ausgezeichneten Person stehen. Dies ist der Fall, wenn die Preisverleihung wirt-
schaftlich den Charakter eines leistungsbezogenen Entgelts hat und sowohl Ziel als auch Folge der 
ausgeübten Tätigkeit ist (z.B. bei Ideenwettbewerben von Architekten). Angestellte einer Universität, 
die mit Wissenschaftspreisen ausgezeichnet werden, müssen die Preisgelder als Arbeitslohn 
versteuern, wenn ein klarer Zusammenhang mit dem zur Universität bestehenden Dienstverhältnis 
gegeben ist.
Ein neues Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) zeigt aber, dass Wissenschaftspreise nicht reflexartig 
mit dem Dienstverhältnis verknüpft werden dürfen. Im zugrunde liegenden Fall war ein Nachwuchs-
wissenschaftler als wissenschaftlicher Mitarbeiter und als Lehrbeauftragter an Universitäten tätig 
gewesen; anschließend war er zum Hochschulprofessor berufen worden und war daneben freibe-
ruflich als Dozent und Berater tätig. Seit Beginn seiner wissenschaftlichen Karriere hatte er acht 
Publikationen verfasst, die ihm die Habilitation einbrachten. Für seine Habilitationsschriften hatte er 
einen mit einem Preisgeld dotierten Wissenschaftspreis eines Instituts erhalten, dieses Preisgeld 
wurde vom Finanzamt als steuerpflichtiger Arbeitslohn erfasst.
Der BFH lehnte eine Besteuerung jedoch ab und erklärte, dass kein Veranlassungszusammenhang 
zwischen den beruflichen Tätigkeiten und dem Preisgeld bestanden habe. Es habe kein Arbeitslohn 
vorgelegen, da der Preis nicht für die Tätigkeit als Hochschulprofessor zugewandt worden war und 
kein Ertrag aus diesem Dienstverhältnis darstellte. Der Preis habe sich auf die Habilitationsschriften 
bezogen, die zum ganz überwiegenden Teil vor der Berufung in das Professorendienstverhältnis 
verfasst worden waren. Es sei also die frühere wissenschaftliche Tätigkeit ausgezeichnet worden. 
Unerheblich war für den BFH, dass die Habilitation für das berufliche Fortkommen förderlich gewe-
sen war.
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Stundenlohn von 5 EUR: Ehrenamtliche Tätigkeit im Museum ist nicht sozialversicherungspflichtig

Wer in einem gemeinnützig geführten Museum tätig wird und dafür einen geringfügigen Stunden-
lohn erhält, übt eine ehrenamtliche Tätigkeit aus ideellen Zwecken aus und muss darauf keine Sozial-
versicherungsbeiträge entrichten - dies entschied kürzlich das Hessische Landessozialgericht.
Geklagt hatte ein gemeinnütziger Verein, der ein Museum betrieb und vier Personen für Tätigkeiten 
im Bereich des Einlasses und der Kasse einen Stundenlohn von 5 EUR gezahlt hatte. Die Deutsche 
Rentenversicherung bewertete die über der jährlichen Ehrenamtspauschale von 720 EUR hinausge-
henden Beträge als Arbeitsentgelt und forderte Sozialversicherungsbeträge nach.
Die Sozialrichter verneinten hingegen eine Beitragspflicht und verwiesen darauf, dass es sich um 
bloße pauschale Aufwandsentschädigungen gehandelt habe, mit denen Fahrtkosten und Verpfle-
gung abgegolten werden sollten. Die Vergütung von 5 EUR pro Stunde lag erheblich unter dem Min-
destlohn und war evident hinter einer adäquaten Gegenleistung für die Tätigkeit zurückgeblieben.
Dass die Zuwendungen die steuerrechtliche Ehrenamtspauschale überschritten hatten, war für das 
Gericht unbeachtlich. Da die betroffenen Personen ihren Lebensunterhalt über anderweitige 
Einkunftsquellen gesichert hatten (insbesondere über Renten), konnte ein Missbrauchsfall ausge-
schlossen werden.

Hinweis: Die Revision gegen die Entscheidung wurde zugelassen.
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Arbeitsstätte im Ausland: Berechnung der Nichtrückkehrtage eines Grenzgängers

Wer an einer Landesgrenze lebt, kann sich entscheiden, in welchem Land er arbeiten oder auch 
wohnen will. Möglich ist es auch, in dem einen Land zu wohnen und in dem anderen zu arbeiten. 
Damit am Ende nicht beide Länder die Einkünfte besteuern, gibt es sogenannte Doppelbesteue-
rungsabkommen (DBA), die die Besteuerung regeln und immer nur einem Land das Besteuerungs-
recht zuweisen. Im Verhältnis zur Schweiz gibt es zudem spezielle Regelungen für Grenzgänger. Hier 
ist insbesondere die Anzahl der Tage entscheidend, an denen man nicht zu seinem Wohnsitz zurück-
gekehrt ist. Im Streitfall musste das Finanzgericht Baden-Württemberg (FG) entscheiden, wie sich 
eine Teilzeittätigkeit auf die Berechnung auswirkt.
Der Kläger war im Streitjahr in Teilzeit mit einem Beschäftigungsumfang von 90 % bei einer Firma in 
der Schweiz angestellt. Er hatte eine Wohnung in Deutschland und ein Zimmer in der Schweiz. Der 
Lebensmittelpunkt lag jedoch bei der Familie in Deutschland. Das Finanzamt versteuerte den 
gesamten Arbeitslohn in Deutschland. Der Kläger war aber der Ansicht, die Schweiz habe das 
Besteuerungsrecht, da er kein Grenzgänger sei.
Die Klage vor dem FG war erfolgreich. Deutschland hat nicht das Besteuerungsrecht für die in der 
Schweiz erzielten Einkünfte aus nichtselbständiger Tätigkeit. Der Kläger ist kein Grenzgänger nach 
dem DBA. Er ist berufsbedingt an mehr als 54 Tagen (90 % von 60 Tagen aufgrund der Teilzeitbe-
schäftigung) nicht an seinen Wohnsitz in Deutschland zurückgekehrt. Ein tägliches Überqueren der 
Grenze zur Schweiz ist für die Begründung der Grenzgängereigenschaft nicht erforderlich, ein gele-
gentliches Überqueren jedoch nicht ausreichend.
Eine Nichtrückkehr aufgrund der Arbeitsausübung erfolgt dann, wenn dem Steuerpflichtigen eine 
Rückkehr nach Deutschland nicht möglich oder nicht zumutbar ist. Entscheidend sind die konkreten 
Umstände des Einzelfalls. Maßgebend für die Auslegung des Begriffs der "Zumutbarkeit der Rück-
kehr" sind daher für den Senat die Art der Tätigkeit, der Arbeitsbeginn, das Arbeitsende, die Entfer-
nung und die Zeitdauer für eine Fahrt zwischen inländischer Wohnung und Arbeitsort - und nicht 
nur die Entfernung oder die Reisezeit. Folglich war der Kläger kein Grenzgänger.
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Statistik zur Pendlerpauschale: Arbeitsweg betrug durchschnittlich 28 Kilometer

Das Statistische Bundesamt (Destatis) hat kürzlich die Lohn- und Einkommensteuerstatistik 2020 
ausgewertet und ermittelt, dass im Jahr 2020 rund 13,8 Milllionen Arbeitnehmer die Pendlerpau-
schale in ihrer Einkommensteuererklärung in Anspruch genommen haben.
Hinweis: Die Statistik ist aufgrund der langen Fristen zur Steuerveranlagung erst etwa dreieinhalb 
Jahre nach Ende des Veranlagungsjahres verfügbar.
Auf ihrem Weg zur Arbeit legten die Arbeitnehmer durchschnittlich 28 Kilometer zurück. In die 
Statistik flossen allerdings nur Fälle ein, in denen die Werbungskosten über dem Arbeitnehmerpau-
schbetrag lagen. Steuerzahler, die unterhalb dieses Betrags blieben, gaben ihre gependelten Kilome-
ter häufig nicht in ihrer Einkommensteuererklärung an bzw. reichten gar keine Erklärung beim 
Finanzamt ein.
Ein Großteil der pendelnden Steuerzahler hatte ein mittleres Einkommen: Mehr als die Hälfte von 
ihnen (= 54 %) bezog einen jährlichen Bruttolohn von 20.000 bis unter 50.000 EUR, bei weiteren 
30 % lag der Lohn zwischen 50.000 und 100.000 EUR im Jahr. Unter 20.000 EUR verdienten 11 % 
aller Pendler, 5 % waren Besserverdiener mit einem Lohn von mindestens 100.000 EUR.
Die Längen der Pendelstrecken unterschieden sich je nach Wohnort: Lebten Pendler in einer Groß-
stadt mit mindestens 100.000 Einwohnern, legten sie durchschnittlich rund 24 Kilometer zur Arbeit 
zurück. In Mittelstädten mit 20.000 bis unter 100.000 Einwohnern waren es 29 Kilometer. In Klein-
städten mit 5.000 bis unter 20.000 Einwohnern betrug der durchschnittliche Arbeitsweg 30 Kilo-
meter.
Je ländlicher eine Person wohnte, desto häufiger fuhr sie zudem mit dem Auto. In Großstädten 
gaben 68 % der Pendler an, zumindest für einen Teil der Strecke das Auto zu nutzen. In Mittelstädten 
betrug der Anteil 87 %, in Kleinstädten sogar 91 %.
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Niedriglohnsektor: Midijobs drücken Steuern und Sozialversicherungsbeiträge

Fast jeder kennt den Minijob, bei dem Erwerbstätige aktuell durchschnittlich 556 EUR pro Monat 
verdienen dürfen, ohne Steuern und Sozialabgaben zahlen zu müssen. Nicht ganz so bekannt ist der 
Midijob, bei dem man derzeit bis zu 2.000 EUR im Monat verdienen darf - und dabei nur reduzierte 
Beiträge an die Sozialversicherung zahlen muss. Ist der Midijob die einzige Tätigkeit, stellt er den 
Einstieg in die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung dar. Er wird auch "Übergangsbereich" 
genannt - der Verdienst aus einem Midijob muss zwischen 556,01 EUR und 2.000 EUR liegen.
Die Sozialversicherungsbeiträge werden nicht nach einem starren Prozentsatz vom Lohn berechnet, 
sondern ergeben sich aus einer speziellen Berechnung, die zu reduzierten Beiträgen führt. Ein zent-
raler Vorteil: Trotz dieser Minderung stehen dem Erwerbstätigen die vollen Leistungen aus den 
verschiedenen Sparten der Sozialversicherung zu.
Hinweis: Für bereits sozialversicherungspflichtig beschäftigte Arbeitnehmer, für die der Midijob ein 
zweiter Job ist, entfällt der Vorteil des Übergangsbereichs. Das heißt: Sie müssen die vollen Sozial-
versicherungsbeiträge zahlen. Zudem wird ihr Midijob-Gehalt nach Steuerklasse VI versteuert.
Für geringfügig Beschäftigte in einem Minijob kann es sich mit Blick auf die Sozialversicherung unter 
Umständen lohnen, regelmäßig etwas mehr Stunden zu arbeiten und dadurch in einen Midijob zu 
wechseln. Dies hat den Vorteil, die vollen Leistungen der Sozialversicherung beanspruchen zu 
können, obwohl man nur reduzierte Beiträge zahlt.
Ein Rechenbeispiel: Bei einem regelmäßigen Verdienst von monatlich 557 EUR ist der Erwerbstätige 
knapp über der Grenze, ab der er in einem Midijob tätig ist, so dass dank der speziellen Berech-
nungsformel lediglich 2,54 EUR für Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung fällig 
werden (kinderloser Arbeitnehmer über 23 Jahre, Steuerklasse I, keine Kirchensteuer, Krankenkas-
sen-Zusatzbeitrag 2,6 %).
Ein Minijobber, der 556 EUR verdient und sich nicht von der Rentenversicherungspflicht befreien 
lässt, zahlt in die Rentenversicherung hingegen einen Eigenanteil von 3,6 % ein. Dies sind rund 20 
EUR - also deutlich mehr, als der Midijobber mit einem Verdienst von 557 EUR für den kompletten 
Bereich der Sozialversicherung zahlt. Selbst bei einem Verdienst von 600 EUR wären es mit Beiträ-
gen von 15,33 EUR noch etwas weniger als beim Minijob.
Auch Lohnsteuer wird bei Midijobs entweder nur in geringer Höhe oder gar nicht fällig: Bei Arbeit-
nehmern in Steuerklasse I fällt bei einem monatlichen Verdienst bis 1.400 EUR gar keine Lohnsteuer 
an. Bei 1.500 EUR ergibt sich ein monatlicher Steuerabzug von 13,25 EUR und bei 2.000 EUR von 
97,33 EUR.
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